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7. Die Leiter der Betriebe und Einrichtungen sind per­
sönlich dafür verantwortlich, daß die in ihrem 
Bereich beschäftigten Frauen mit abgeschlossener 
Ausbildung (Facharbeiter, Meister, Fach- und Hoch­
schulabsolventen) entsprechend ihrer Ausbildung 
eingesetzt und in allen beruflichen und persönlichen 
Fragen eine ständige, besondere Unterstützung er­
halten.

Zur beruflichen Förderung solcher Frauen, die vor­
übergehend aus dem Arbeitsprozeß ausscheiden, 
sind durch die Betriebsleitung in Zusammenarbeit 
mit der Kreisvolkshochschule Weiterbildungsmög­
lichkeiten an der Betriebsakademie oder der Volks­
hochschule zu schaffen. Damit soll die Verbindung 
soldier Frauen mit ihrem ehemaligen Betrieb auf­
rechterhalten und zugleich ihre planmäßige Quali­
fizierung für ihren künftigen Arbeitsplatz erreicht 
werden.

Verantwortlich: Die zentralen Organe des Staats­
apparates und die Räte der 
Kreise und Bezirke.

8. In den Betrieben und Einrichtungen ist die Einhal­
tung der Entwicklungspläne weiblicher Absolventen 
besonders zu kontrollieren. Die Kommissionen für 
den wissenschaftlidi-technischen Nachwuchs haben 
die Aufgabe, die Absolventinnen besonders zu 
fördern.

Bei der Absolventenvermittlung muß durch straffe 
Anleitung und Kontrolle gewährleistet werden, daß 
die Frauen und Mädchen entsprechend ihrer Aus­
bildung eingesetzt werden.

Durch die Fachberatungen und die Absolventenver­
mittlung für die Auslandsstudenten ist dafür Sorge 
zu tragen, daß Frauen, die das Auslandsstudium 
absolvierten, in stärkerem Maße die Perspektive 
leitender Kader erhalten. Dazu sollten schon wäh­
rend des Auslandsstudiums (nach der 2. Fachbera­
tung vor der Festlegung des Einsatzes) individuelle 
Förderungspläne erarbeitet werden.

Verantwortlich: Staatliche, Plankommission,
Volkswirtschaftsrat,

die zentralen Organe des Staats­
apparates.

9. Um die Fähigkeiten der Genossenschaftsbäuerinnen 
voll zu nutzen und sie entsprechend ihren Kennt­
nissen und Neigungen in die genossenschaftliche 
Produktion und die Leitung der landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften einzubeziehen, sind fol­
gende Maßnahmen durchzuführen:

a) Den Vorständen der LPG ist eine konkrete An­
leitung und Unterstützung bei der Ausarbeitung 
der Frauenförderungspläne zu geben. Das Ziel 
ist, noch in diesem Jahr in allen LPG Frauenför­
derungspläne auf der Grundlage des Kommuni­
que des Politbüros des ZK der SED und der 
Empfehlung an den VII. Deutschen Bauernkon­
greß auszuarbeiten und zu beschließen. Der Frau­
enförderungsplan ist ein Teil des Betriebsplanes 
der LPG. Vorschläge und Hinweise der Frauen­
ausschüsse sind durch die Vorstände der LPG zu 
verwirklichen.

b) Die Räte der Kreise haben stärker Einfluß darauf 
zu nehmen, daß der Anteil der Frauen in den 
Vorständen und Kommissionen weiter erhöht 
wird. Um die Genossenschaftsbäuerinnen für 
diese Funktionen zu befähigen, sind unter Lei­
tung der Kreislandwirtschaftsschulen in den MTS- 
Bereichen oder an den Dorfakademien Schulungen 
über Statut, innere Betriebsordnung und das 
Recht der LPG durchzuführen.

In den Konsultationspunkten sind durch die Räte 
der Kreise vierteljährlich Erfahrungsaustausche 
mit Bäuerinnen aus den Vorständen und Kom­
missionen sowie weiblichen Brigadieren und 
Gruppenleitern durchzuführen, auf denen be­
währte Staats- und Wirtschaftsfunktionäre auf- 
treten. Durch Tierärzte, Agronomen und Zootech­
niker sind am Arbeitsplatz in den Brigaden der 
LPG fachliche Unterweisungen und Schulungen 
durchzuführen.

Verantwortlich: Ministerium für Landwirtschaft, 
Erfassung und Forstwirtschaft,

Räte der Bezirke, Kreise und Ge­
meinden.

iy-
Maßnahmen zur Erleichterung des Lebens 

der berufstätigen Frauen

Es sind Maßnahmen einzuleiten, die den berufstätigen 
Frauen, insbesondere den Arbeiterinnen in den Schwer­
punktbetrieben und in den Betrieben mit einem hohen 
Anteil weiblicher Beschäftigter sowie den Bäuerinnen, 
eine Erleichterung des Einkaufs durch maximale Zeit­
ersparnis gewährleisten, die ihren konkreten Nieder­
schlag in den komplexen Versorgungsplänen der 
örtlichen Räte, einschließlich Dienstleistungen und 
Reparaturen, finden müssen:

1. Um insbesondere die Versorgung der Arbeiterinnen 
in den Schwerpunktbetrieben der Industrie zu ver­
bessern, ist eine vorbildliche Arbeitsplatzversorgung 
in Abstimmung mit den gesellschaftlichen Organisa­
tionen in den Betrieben zu organisieren.

Für die Betriebsverkaufsstellen sind die typischen 
Sortimente festzulegen und die hierfür erforder­
lichen Warenfonds bereitzustellen. Es ist ein gut 
funktionierender Bestelldienst für Lebensmittel und 
Industriewaren über das Netz der in den Schwer­
punktbetrieben und deren Wohngebieten liegenden 
Verkaufsstellen durchzusetzen.

Den Frauen in den Schwerpunktbetrieben ist im 
entsprechenden Umfang der Warenbezug über den 
Versandhandel zu ermöglichen.

Überspitzungen bei der Spezialisierung der Ver­
kaufsstellen, besonders bei Lebensmittel, sind zu 
verhindern bzw. rüdegängig zu machen.

Verantwortlich: Ministerium für Handel und 
Versorgung,

Räte der Bezirke und Kreise.


